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Verordnung des Wirtschaftsministeriums 
und des Sozialministeriums zur Änderung 

der Corona-Verordnung Einzelhandel 

Vom 8. Juni 2020 

Auf Grund von § 32 Sätze 1 und 2 und § 28 Absatz 1 
Sätze 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19. Mai 2020 (BGBl. I S. 1018) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 4 Absatz 5 der Corona-
Verordnung (CoronaVO) vom 9. Mai 2020 (GBl. S. 266), 
die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 26. Mai 
2020 (GBl. S. 325) geändert worden ist, wird verordnet: 

Artikel 1

Änderung der Corona-Verordnung Einzelhandel

Die Corona-Verordnung Einzelhandel vom 3. Mai 2020 
(GBl. S. 246) wird wie folgt geändert:
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1.	In § 2 Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort »sofern« 
die Wörter »sich dort Kundinnen oder Kunden aufhal-
ten, und wenn« eingefügt.

2.	§ 3 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

	 »Die Anzahl der anwesenden Personen, einschließ-
lich der Beschäftigten, ist auf eine Person je 10 
Quadratmeter Verkaufsfläche zu beschränken.«.

b)	 Es wird folgender Satz angefügt:

	 »Abweichend von Satz 2 dürfen sich in Geschäf-
ten, die weniger als 20 Quadratmeter groß sind, 
maximal 2 Personen, einschließlich der Beschäftig-
ten, aufhalten.«.

3.	In § 4 Absatz 8 werden die Wörter »einer Woche« 
durch die Wörter »eines Tages« ersetzt.

4.	§ 5 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 wird Satz 3 gestrichen.

b)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

	 »(3) Beschäftigte, bei denen die Behandlung einer 
Erkrankung mit COVID-19 aufgrund persönlicher 
Voraussetzungen nicht oder eingeschränkt möglich 
ist, sowie Beschäftigte mit erhöhtem Risiko für 
einen schweren Verlauf einer Erkrankung mit 
COVID-19 dürfen nicht für Tätigkeiten mit ver-
mehrtem Personenkontakt und für Tätigkeiten ein-
gesetzt werden, bei denen der Abstand von 1,5 Me-
tern nicht dauerhaft eingehalten werden kann. Ar-
beitgeberinnen und Arbeitgeber dürfen Gesund-
heitsdaten im Sinne des Satzes 1, nur für den 
Zweck der Entscheidung über den konkreten Ar-
beitseinsatz des Beschäftigten, speichern und ver-
wenden, wenn der Beschäftigte ihm mitteilt, dass 
er zu der in Satz 1 genannten Gruppe gehört; der 
Beschäftigte ist zu einer solchen Mitteilung nicht 
verpflichtet. Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber ha-
ben diese Information zu löschen, sobald sie für 
den in Satz 2 genannten Zweck nicht mehr erfor-
derlich ist, spätestens eine Woche nachdem diese 
Verordnung außer Kraft tritt. Die allgemeinen Be-
stimmungen über die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten bleiben unberührt.«.

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 8. Juni 2020 

Wirtschaftsministerium 
Dr. Hoffmeister-Kraut 

Sozialministerium 
Lucha

Anmerkung: Die Verordnung wurde am 8. Juni 2020 
durch öffentliche Bekanntmachung des Sozialministe­
riums notverkündet gemäß § 4 Satz 1 des Verkündungs­
gesetzes und trat damit gemäß Artikel 2 der Verordnung 
am 9. Juni 2020 in Kraft.


